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am 40° Dezember 4970
Kläger und Revisionsbeklagtcr,

g e g e n

Beklagte und Bevisionsklägerin„

Der 7° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 25° Oktober 1970 durch

Senatspräsident S c h m i t t
—Vorsitzender-,

Bundesrichter
}

M e l l w i t z,

Bundesrichter Dr° H e u B n e r,
Bundessozialrichter Dr° F r i t z e m e y e r und

Bundessozialrichter K r ie g

für Recht erkannt;

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts vom

5° September 4969 wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstattcno
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Der Kläger ist als Arbeiter bei der Stadt Lübeck beschäftigte Auf

sein Arbeitsverhältnis finden die Bestimmungen des Bundesmantel—

tarifvertrages für Arbeiter gemeindlicher Verwaltungen und Be»

triebe vom 54° Januar 4962 (BMT-G II) in ihrer jeweils geltenden

Fassung und die sonstigen jeweils bei der Stadt Lübeck in Kraft

befindlichen Tarifverträge Anwendung° Der Kläger bezieht für vier
Kinder - seine Stiefkinder Willibald. und Erich R'_‘_‘_:j_j:f_'_;j_;;'_'_'_‘_'_‘_'_'_"_“:_jj_"_‚gebe; i'31’l

am 28° Dezember 4956 und 25„ Juli 4958, und seine ehelichen Kinßer

hans und Liane, geboren am 24„ März 4960 und 290 Dezember 4963 -

. auf Giund des zwischen der Vereinigung der Kommunalen Arbeitgeber—
7erbünde und der Gewerkschaft Öffentliche Dienste T:ansport und

?erkch1 fgeschloss enen Tarifvertrages vom 28 Juli 4958 (TVKZ)

Linder nschlage° Auf seinen Antrag gewahrte ihm die Stadt Lübeck

für die Zeit von 44° bis 20° Mai 4966 unbezahlten Urlaub° Sie be—

echcinigte ihm zur Vorlage bei der Kindergeldkasse, daß infolge—

dessen ier Kinderzuschlag für Mäi'4966 vom Zweiten Kind an entfqlle‚

nd stellte ihm anheim, im eigenen Interesse die Zahlung des ge—
‘ctzlie en Kindergeldes zu beantragen°

. 1 {
_

Im Juni 4966 beantragte der Kläger beim Arbeitsamt Lübeck _ Kinder—
geldkasse —, ihm für Mai 4966 Kindergeld zu gewähren° Mit schrift—

lichem Bescheid vom 50° Juni 4966 lehnte die Kindergeldkasse den

Antrag des Klägers mit der Begründung ab, sein Arbeitsverhältnis
sei wa'h1end der Beurlaubung bestehen geblieben„ Der hiergegen er—
bebene Jidersprüch blieb erfolglos (widerspruchsbescheid‘ vom

40° August 4966) '
!

.
Mit der hiergegen erhobenen Klage hat der Kläger zunächst beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, ihm unter Berücksichtigung seiner vier
Kinder für Mai 4966 Kindergeld in Höhe von 455‚—— DM zu zahlen°

Während des sozialgerichtlichen Verfahrens hat das Arbeitsamt Lübeck*

..5..
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von 50,—— DM überwiesen und dies dem Sozialgericht (SG) mit

Schriftsatz vom 44° Oktober 4968 angezeigt° Der Kläger hat

daraufhin nur noch Kindergeld in Höhe von 405,—— DN begehrt°

Das SG Lübeck hat durch Urteil vom 26° Februar 4969 den

Bescheid der Beklagten vom 50° Juni’966 und den Widerspruchs—

bescheid vom 4o„ August 4966 unter Berücksichtigung des Ancr=

kenntnisses von 44° Oktober 4968 abgeändert; es hat die Be—

klagte verurteilt, dem Kläger für den Monat Mai 4966 Kinder—

geld in Höhe von 405‚—— DM zu gewähren°

Die—zugelassene» Bérufung der Beklagten ist vom Schleswig—

Holsteinischen Landessozialgericht (LSG) durch Urteil von

5° September 4969 zurückgewiesen worden Das LSG hat zur Be—

gründung ausgeführt: Nach 5 7 Abs° 4 Nro 5 des Bundeskinder—

geldgesetzes (BKGG) werde Kindergeld%zwnr Personen nicht ge—

währt, die, wie der Kläger, Arbeitnehmer einer Gemeinde seien,

ohne daß in dieser Vd?bchrift der Bezug von Kinderzuschlag

als besonderes Erfordernis des Anspruchsausschlusses genannt

werde° Der Anspruch auf Kindergeld sei nach 5 7 Abs„ 5 BKGG

aber dann nicht ausgeschlossen, wenn die Voraussetzungen nicht

erfüllt seien, unter denen naeh besoldungsrechtlichen Vor—

schriften Kinderzuschläge gewährt werden„ Dies gelte sinnge-

mäß auch, wenn im öffentlichen Dienst stehenden Arbeitnehmern

aus anderen, z„B° tarifrechtlichen, Gründen kein Anspruch

auf Vergütung und auf Kinderzuschlag zustehe (BSG 27, 464),

Da der Kläger während seines Urlaubs keine dem Kindergeld
vergleichbarelLeistungen erhalten habe, sei sein Anspruch

auf Kindergeld nicht durch 5 ? Abs° 4 BKGG ausgeschlosseno

Etwas anderes könne auch nicht gelten, wenn der Anspruch des

Klägers auf Vergütung und Kinderzuschlag nicht für einen vollen

Monat, sondern ; wie hier — nur für sieben Tage, also nur

für einen Teil des Monats, entfalle° Selbst wenn die Aus-

schlußregelung deswegen grundsätzlich durchgreifen sollte,

werde sie durch 5 7 Abs° 4 Nr° 4 BKGG wieder aufgehobeno Da—

nach gelte 5 ? Abso 4 Nr„ 5 BKGG nicht für Kaldndermonate,
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_ 4 _

in denen derjenige, bei dem das Kind nach 5 2 Abs° 4 BKGG berück—

sichtigt werde, nicht voll beschäftigt sei und infolgedessen

nicht die Voraussetzungen erfülle, unter denen Arbeitnehmer des

Bundes und der Länder nach den tarifvertraglichen Bestimmungen

den vollen Kinderzuschlag erhielten, @ 7 Abs, 4 Nr° 4 BKGG gelte

sowohl für sogenannte Halbtagsbeschäftigte als auch für solche

Personen, die — wie der Kläger — anleinzelnen Tagen des be—

treffenden Nonats überhaupt nicht arbeiteten° Entgegen der Auf—

fassung der Beklagten könnten Gesichtspunkte der Braktikabilität

zu keinem anderen Ergebnis führen, weil sie gegenüber dem Gerocltig—

keitsgedanken zweitrangig seien, Im übrigen dürfte die Zahlung des

vollen Kindergeldes auch praktikabler sein; dies habe der hierin

Betracht kommende TVKZ vom 28° Juli 4958 in % 2 Nr° 8 dadurch
berücksichtigt, daß in Kalendermonaten‚für die Kindergeld zustehe,

der Kirderzuschlag nur insoweit gewährt werde, als er das Kinder—_

geld übersteigeo ’
[ . ‘ ' .

Bas LEO hat die Revision zugelassen°

Die Beklagte hat Revision eingelegt, Sie beantragt,

unter Aufhebung der Urteile der Vorinstanzen die Klage abzu—

‘\.Olf em
. \ “1

Sie rügt, das LSG habe die 55 7 und 8 BKGGverletzt° Sie meint,

der Begriff des nicht'vollbeschäftigten Arbeitnehmers umfasse nur
die ständig teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer° Nach den tarifver-

traglichen Bestimmungen, auf die % 7Abs° 4 Nr„ 4 BKGG sich beziehe,

seien nur solche Arbeitnehmer nicht vollbeschäftigt, deren arbeits—

vertraglich vereinbarte durchschnittliche regelmäßige Arbeits—

zeit geringer sei als die für die betreffende Arbeitnehmergruppe

festgesetzte regelmäßige Arbeitszeit° Es erscheine auch saohgerecht,

Arbeitnehmer von der Vergünstigung des 5 7 Abs„ 4 Nr, 4 BKGG auszu—
schließen, die unentschuldigt Arbeitszeit versäumen oder ohne Be—

züge beurlaubt seien; Weil ihr Arbeitsversäumnis auf einem eigenen

Willensentschluß beruhe, seien sie nicht in derselben Weise schutz-

würdig wie Teilzeitbeschäftigt?‚die_aus wirtschaftlicher Notwendigkeit
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oder Neigung eine volle Erwerbstätigkeit ausüben wollten,

daran aber wegen ihrer sonstigen Beanspruchung gehindert

seien° Das BKGG sehe daher ebenso wie für arbeitsunfähig

Erkrankte (% ? Abs° 4 Nr" 2 BKGG) aus sozialpolitischcn Grün—
den für diese Personen die Gewährung des vollen Kindergeldes

{vor° Die Auffassung? des LSG habe außerdem die unerwünschte
‘ Folge, daß<kr‘öffentliche Arbeitgeber schon bei geringen

Fehlzeiten auf Kosten des Bundes entlastet werde° Außerdem

könne der Arbeitnehmer‚ggf° im Zusammenwirken mit seinem
Arbeitgeber, ein solches Ergebnis bewußt herbeiführcn° Somit

sei in Kauf au nehmen, daß 5 7 Abs, 4 Nr° 4 BKGG eine lücke

lasse und Arbeitnehmer, die der Arbeit unentschuldigt fern—

blieben, unter Umständen weder die vollen Kinderzuschläge

noch das volle Kindergeld erhielten° Diese Lücke könne nicht

dadurch geschlossen werden, daß Kindergeld in Höhe der

Differenz zwischen den Beträgen des gekürzten Kinderzuschlages

und des vollen Kindergeldes gewährt werde° Da das BKGG
_

'

-weitgehend vom Grundsatz der Typisierung beherrscht sei,
'

komme die Zahlung v0n Unterschiedsbeträgen nur in Betracht.

wenn sich für die Lückenausfüllung nicht die entsprechende

Anwendung einer mit dem Typisierungsprinzip zu vereinbarenden

Vorschrift anbiete° Deshalb sei in Fällen wie dem vorliegen—

den die in @ 8 Abs, 2 BKGG enthaltene schematische Billig—

keitsregelung entsprechend heranzuziehenov

Der Kläger ist im Revisionsverfahren nicht vertreten,

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung durch Urteil einverstanden erklärt (% 424

Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)°

II°

Die nach 5 462 Abs° 4 Nr° 4 SGG statthafte Revision ist

zulässig, aber nicht begründet° ' “
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Der Kläger hat eine kombinierte Anfechtungs—und Leistungsklage

(@ 54 Abs° 4 SGG) erhoben° Angefochten ist der den Antrag

des Klägers ablehnende schriftliche Bescheid der Kindergeldkasse

(% 25 BKGG) vom 300 Juni 4966 in der Gestalt des Widerspruchsbe—

scheides von 40° August 4966„ Die Beklagte hat im Laufe des erst—

instanzlichen Verfahrens am 7„ Oktober 4968 das beantragte Kinder—

geld für das vierte Kind des Klägers in Höhe von 56,—— DM gewährt,

ohne daß hierüber ein besonderer Bescheid ergangen ist° Die bloße

Auszahlung eines Teils des beantragten Kindergeldes kann nicht als

ablehnender Verwaltungsakt gewertet werden (dazu BSG in SozR Nr°

85 zu 5 54 SGG und Nr° 5 zu 5 479 der Reichsversicherungsordnung

—RVO—)°Da die Beklagte weiterhin das Kindergel@ nochieilwoi$e

ablehnen wollte, bleibt insoweit die Ablehnung vom 50° Juni 4966

engefoclten° Hinsichtlich der Leistungsklage ist der Rechtsstreit

durch das von dem Kläger angenommeneAnerkenntnis (@ 404 Abs° 2 SGG)
teilweise — in Höhe von Bo,—— DM —*in der Hauptsache erledigt° Der

’an das EG gerichtete Schriftsatz der Beklagten vom 44° Oktober 4968

enthält 7in Anerkenntnis, der Schriftsatz der Klägerin vom 240 Oktober

4968 de fen Annahme°

Tach % ? {lbs° 4 Nr° 5 BKGG wird Kindergeld nicht gewährt‚ wenn eine

‘; n‚ bei der das Kind nach 5 2 Abs° 4 BKGG berücksichtigt wird,

’rb01tnc ner einer Gemeinde ist° Diese Ageschlüßvorschrift gilt je-

7'
\ O

doch nicht für Kalendermonate, in denen der Arbeitnehmer nicht voll—

beschäftigt ist und infolgedessen nicht die Voraussetzungen erfüllt,
unter denen Arbeitnehmer des Bundes und der Läüder nach den tarif—

vertraglichen Bestimmungen den vollen Kinderzuschlag erhalten

(5 ? Abs° 4 Nr„ 4 BKGG)„ Ob der Kläger diese Voraussetzungen der
Ausnahmevorschrift.des @ 7 Abs 4 Nr; 4 BKGG erfüllt, läßt
sich aus dem Wortlaut des Gesetzes allein nicht beantworten° Darin

ist nämlich der Begriff der Vollbeschäftigung nicht näher er—
läuterto Der Senat hat in seinem Urteil vom 5° Mai 4970 — 7 BKg

44/67
—

(BSG SozR Nr° 6 zu 5 7 BKGG) ausgeführt, daß es für die

Beurteilung der Vollbeschäftigung entscheidend auf die tarifver—

tragliche Regelung ankomme, die für den persönlichen, sachlichen und

fachlichen Bereich der jeweils in Betracht kommenden Gruppe von
‘rbeitnehmern maßgebend sei, hier also auf den BBT—G II° Das ist

1 » —7—1
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_7...

aber nicht so zu verstehen, als sei das Tatbestandsnerkmal

“nicht vollbeschäftigt" im Rahmen des 5 7 Abs° 4 Nr„ 4 BKGG

nur dann erfüllt, wenn ein Gémeindearbeiter arbeitsvertreg—

lich eine regelmäßige Arbeitszeit wöchentlich zu leisten

hat, die ihn nach der für ihn geltenden tarifvertreglichen

Regelung als "nicht vollbeschäftigt" gelten läßt° Bei einer

solchen Auslegung würde übersehen, daß der Senat in dem

angeführten Urteil lediglich entschieden hat, daß £rbeit—

nehmer, welche die jeweilige in dem für sie anzuwendenden
Tarifvertrag festgelegte Vollbeschäftigungsgrenze arbeits—

vertraglich nicht erreichen (sog° Teilbeschäftigte), immer
im Sinne des 5 7 Abs° 4 Nr° 4 BKGG als hicht vollbeschäftigt"

anzusehen sind° Nicht ist indessen entschieden werden, was
für Arbeitnehmer zu gelten hat, deren regelmäßige Arbeits—

zeit zwar arbeit$vertraglich oberhalb der tarifrechtlichen

Vollbeschäftigungsgren2e vereinbartist, die tarifvertraglich

also als "Vollbeschäftigte" anzusehen sind, die aber in einem

Kalendermonat tatsächlich die tarifvertraglich festgelegte

regelmäßige Arbeitszeit nicht erreichen° Zur Entscheidung

dieser Frage hatte der Senat seinerzeit keinen Anlaß, weil

es sich nach dem zu entscheidenden Sachverhalt un einen

Waldarbeiter einer Gemei■de des Landes Rheinland—Pfalz

handelte, auf den 5 45 des Manteltarifvertrages für die

Waldarbeiter des Staates und der Gemeinden vom 4, Oktober

1964 anzuwenden war und der nach dieser tar?Trechtlichen

Regelung schon aufgrund der arbeitsvertraglich vereinbarten

regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit tarifvertraglich

nicht zu den "Vollbeschäftigten", sondern zu den "Teilbe—

schäftigten" rechnete°

Auch wenn es sich um einen Gemeindearbeiter handelt, der wie

der Kläger aufgrund der arbeitsvertraglich vereinbarten

wöchentlichen Arbeitszeit nach der einschlägigen tarif»

rechtlichen Régelung —hier 5 67 BMT—GII —als "Vollbe-
schäftigtei" gilt, ist er im Sinne des 5 7 Abs„ hr„ 4
BKGG als "nicht vollbeschäftigt" anzusehen, wenn er in einen
Kalendermonat (% ? Abs° 4 BKGG) tatsächlich die tarifver—
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traglich vorgeschriebene regelmäßige Arbeitszeit deshalb nicht

erreicht, weil ihm Urlaub ohne Lohnfertzahlung gewährt werden isto

Neben dem Wortlaut sprechen vor allem Sinn und Zweck des 5 7 Abs„ 4

Nr„ @ BKGG für eine solche weite Auslegungo Die genannte Vorschrift

soll besond.ere Härten bei den Bediensteten der öffentlichen Hand

vermeiden (Andres, BABl„ 4964, 277, 280)„ Zu solchen Härten käme

es aber‚ wenn ein Gemeindearbeiter regelmäßig vom Kindergeldbezug,

ausgeschlossen bliebe, deem im lauf e eines Kalendermonats unbezeni —
ter Urlaub gewährt werden ist„ In einem sohxmm Fall steht dem Ge—

neindearbeiter nämlich nach 5 2 Abso 4 TVKZ ein Kinderzuschlag

gegentber seinem Arbeitgeber nur anteilig für den Teil des Lohn-

abrechnungs zeitraumes zu, in dem er gearbeitet hat Da dieser an—

te:iligo Kinderzuschlag "ringér als das gesetzliche Kindergeld sein

iann‚ gebietet es der Dreck des Gesetzes, den ohne Lohnfortza lung

{hcurlau■ten Arbeitnehmer als "nicht vollbeschäft igt" im Sinne des
n

7 Abs„ 4 Ur„ 1 BKGG,an2usehen° Würde man anders verfahren, wären

die Är‚eitnehner im öffentlichen Dienst gegenüber den Arbeitnehmern

der Cru en Wirtschaft, die von ihrem lrbeitgeber Urlaub ohne For'—

uehlung ler Vergütung erhalten9 benachteiligt° Diese Arbeitnehmer

haben nfmlich auch bei unbezahltem Urlaub Anspruch auf das volle

Linderg;ld Qvglo @ 9 Abso 4 BKGG)o Die Arbeitnehmer im öffentlichen

Dienst sind aber nach S 7 Abs„ 4 Nr„ 3 und 4 BKGG nur deshalb vom

fir
.

»„ C
J

\.
)

rbcld ausgeschlossen worden‚ weil der Gesetzgeber mit der Vor-

schrift >eabsicht igte‚ den ramilienlastenausgleich aus Mitteln der

'ffe nt? ichen Hand grundsätzlich nur einmal durchzuführen‚ also keine

Doppelleistungen zu gewähren nicht aber, um die Arbeitnehmer des

öffentlichen Dienst es gegenüber denen der Privatwirt schaft schle ch—

terzustelleno Es ist deshalb folgerichtig, daß der Ausschluß der

Arbeitnehmer der öffentlichen Hand vom Bezug des Kindergeldes dann

‘sieder aufgehoben wird wenn sich unter Anwendung der für diese

Arbeitnehmer geltenden tarifvertraglichen Regelungen'einé Benach—_

teiligung gegenüber der freien Wirtschaft ergeben könnte° Die Arbeit-

nehmer des öffentlichen Dienstes bekommen dadurch auch nicht, wie

die Beklagte meint, überhöhte Leistungeno Für Kalendermonatc, für

die das Kindergeld nach “dem BKGG zu gewähren ist, wird nämlich der
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_ 9 _
Kinderzuschlag für das in Betracht kommende Kind von den

Arbeitgebern der öffentlichen Hand nur insoweit gewährt,

als er das gesetzliche Kindergeld übersteigt (@ 2 Abs„ 9
TVKZ)o

Bedenken gegen die hier getroffene weite Auslegung ergeben

sich auch nicht aus S 7 Abs„ 6 BKGG„ Fach dieser \ rschrift

haben Arbeitnehmer, fürderen Kinder nach 5 ? Abs° 4 Nr, 3

und 4 BKGG Kindergeld nicht gewährt wird, gegenüber ihren

Arbeitgebern, wenn
diese auf das Arbeitsverhältnis nicht

für Beamte geltende besoldungsrechtliche Vorschriften über

Kinderzuschläge oder Regelungen anwenden, die den besol—

dungsrechtlichen Vorschriften mindestens entsprechen, unter

den übrigen Voraussetzungen des BKGG für das zweite und

jedes weitere Kind Anspruch auf leistungen in Höhe des

Kindergeldes„ Aus dieser Vorschrift'folgt zunächst für

die Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes, die bei selchen

von 8 ? Abs° 6 BKGG betroffenen Arbeitgebern der öffent—

lichen Hand beschäftigt sind, daß diese Arbeitnehmer auch

bei unbezahltem Urlaub gegen ihre Arbeitgeber einen ar—

beitsrechtlichen Anspruch auf eine Leistung in Höhe des

vollen Kindergeldes haben() Sie sind damit schon gegenüber

Arbeitnehmern der öffentlichen Hand, auf deren Arbeitsver—

hältnis nach tarifvertraglichen Verschriften die Grund—

sätze des Besoldungsrechts sinngemäß angewendet werden,

im Vorteil, wenn man 5 ? Abso 4 Nr° 4 BKGG nicht weit aus—

legt, sondern der einengenden Auslegung der Beklagten folgt"

Der Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes, auf dessen

Arbeitsverhältnis die besoldungsrechtlichen Grundsätze

angewendet werden, hätte dann nach 5 2 Abs° 4 TVKZ nur

Anspruch auf einen möglicherweise unter dem staatlichen

Kindergeld liegenden anteiligen Kinderzuschlag, während

ein Arbeitnehmer der öffentlichen Hand mit Anspruch auf

das arbeitsrechtliche "Ersatzkindergeld” nach 9 7 Abs,
6 BKGG bei unbezahltem Urlaub eine Leistung in Höhe des
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vollen staatlichen Kindergeldes verlangen könnte (3 ? Abs° 6
Satz 5 in Verbindung mit 9 9 Abs(, 4 BKGG)°

Diese Ungleichheit kann nicht etwa dadurch ausgeglichen werden,

daß in solchen Fällen einem Arbeitnehmer mit Anspruch auf einen

anteilig gekürzten Kinderzuschlag unter entsprechender Anwendung

des Rechtsgedankens aus 5 7 Abs, 6 BKGG bei unbezahltem Urlaub

ein üoer die tarifvertrag lich anzuwendenden besoldungsreehtlichcn

Grunde Litze hinausgehender Anspruch in Höhe des vollen Kindergelres

arbezü osrechtlich zugebi11ligt wird Dem xiirde entgegenstehen, da„

in € 7 Abs° 6 BKGG der Wille des Gesetzgebers unmißverstandlich

zum Ausdruck gekommen ist, nur diejenigen Arbeitgeber der öffent—

lichen Hand mit arbeitsrechtlichen Leistungen anstelle des gesetz—

lic11en Hindergeldes zu belasten, die keine Regelungen über Kinder—

z;schi ge auf die Arbeitsverhältnisse ihrer Arbeitnehmer anwenden,

die den aeese du gsrcchtlichen Vorschriften mindestens entspreche,o

Daraus “ann abe dicht entnommen werden, daß es Zweck der Regelung

sein c_ll, „P"Oltlc 13er, die arbeitsvertraglidedie tarifrechtlich

vorgerrhene regelmäßige „rheitszeit eines Vollbeschä.ftigten zu

c , diese aber wegen unbezahlten Urlaubs im Laufe eines

nicht 'nenats nicht erreichen, von den Familienlastenausgleich in

t„Ll“r lühe des staatlichen Kindergeldes auszuschließeno LS müssen

Ci;her f”r Lr"wei tnehmer auf deren Arbeitsverhültnis se die besoldungs—

rechtlichen Grundsützc angewendet werden und die wegen unbezahlten

Urlaubs in einem Kalendermonat nur tatsächlich teilbeschäftigt sind,

die Ausnahmeregelungen des 5 7 Abs„ 4 Nr, 4 BKGGgelteno

Nach der weiten Auslegung, die der Senat dem Begriff ”nicht voll-

beschäftigt“ zuteil werden läßt, erfüllt dieses Tatbestandsmerkmal

llerdings auch ein Arbeitnehmer, dessen tatsächliche Wochenarbeits—

leistung von der regelmäßigen wöchentlichen Beschäftigung einmal
abweicht, Dadurch tritt aber nicht etwa die dem Gesetzeszwecli i.der—

sprechende Folge ein, daß ein solcher Arbeitnehmer schon nach 5 7

Abs() 4 Nr° 4 BKGG nicht mehr vom Kindergeldbe zug ausgeschlossea und
. «

1nm gesetzliches Kindergeld zu gewähren wäre„ Nach 5 7 Abs, 4 hr„ 4
0
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_ qq _
BKGG kann nämlich auch ein im Sinne dieser Vorschrift nicht

vollbeschäftigter Arbeitnehmer nur dann Kindergeld nach dem

BKGG verlangen, wenn gerade infolge der Nichtvolle‘chüfti—

gung ihm kein Voller Kinderzuschlag nach den tarifvertrag-

lichen Regelungen zusteht° Bei Abweichungen der tatsäch—

lichen Wochcnarbeitsleistung von der regelmäßigen vüehent-

lichen Beschäftigung schreibt aber 5 2 Abs„ 6 TVKZ ausdrückm
lich vor, daß der volle Kinderzuschlag zu zahlen ist (ebenso

auch 5 4 Abs„ 6 des Tarifvertrages über Kinderzuschläge von
5° Juni 4964 für die Arbeiter des Bundes)„

Nach allem hat das LSG somit zutreffend die Beklagte verur—

‚
teilt, dem Kläger für Mai 4966 das volle Kindergeld zu ge-

währen, weil er während des genannten Kalendermonats wegen

des vom 440 bis 200 Mai 4966 erhaltenen unbezahlten Urlaubs

nicht voll beschäftigt gewesen ist und deshalb keinen An—

5pruch auf den vollen KinderzuSchlag gehabt hate

Die Revision der Beklagten muß deshalb zurückgewiesen

werden (@ 470 Abs„ 4 SGG)„ '

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 495 SGGO
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